
Satzung 

des 

Tierschutzverein Chemnitz und Umgebung e.V. 

 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

 

(1) 

Der Verein führt den Namen Tierschutzverein Chemnitz und Umgebung e.V..  

Er ist in das Vereinsregister der Stadt Chemnitz eingetragen unter der Nummer 66. Der Verein hat 

seinen Sitz in Chemnitz. Seine Tätigkeit erstreckt sich auf die Stadt Chemnitz und Umgebung.  

 

(2) 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Ziel und Zweck 

 

(1) 

Der Verein stellt sich die Aufgabe 

- den Tierschutzgedanken zu vertreten und zu fördern, 

- durch Aufklärung, Belehrung und gutes Beispiel Verständnis für das Wesen der Tiere zu er-

wecken, 

- ihr Wohlergehen zu fördern, 

- Tierquälerei oder Tiermisshandlung und Tiermissbrauch zu verbieten und deren  

strafrechtliche Verfolgung ohne Ansehen der Person des Täters zu veranlassen. 

 

(2) 

Die Tätigkeit des Vereins erstreckt sich nicht allein auf den Schutz der Haustiere, sondern auf die 

gesamte lebende Tierwelt. 

 

(3) 

Ziel des Vereins ist es, das errichtete Tierheim in Chemnitz am Pfarrhübel zu betreiben, zu unterhal-

ten sowie entsprechend den gegebenen Möglichkeiten zu erweitern. 

 

§ 3 Tätigkeitsbereich 

 

(1) 

Der Verein verfolgt seine Ziele ausschließlich und unmittelbar durch eigenes Wirken auf gemeinnüt-

ziger Grundlage. Etwaige Gewinne dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden.  

 

(2) 

Die Mitglieder dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als solche keine sonstigen Zu-

wendungen aus den Mitteln des Vereins erhalten. 

 

(3) 

Es darf keine Person aus Verwaltungsausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ist nicht 

ausgeschlossen. 

 

(4) 

Alle Mitglieder und Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig. Falls die anfallenden Arbeiten 

das zumutbare Maß ehrenamtlicher Tätigkeiten überschreiten, kann das unbedingt notwendige Hilfs-

personal angestellt werden. Sie dürfen kein Vorstandsamt ausüben. 
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(5) 

Für diese Geschäfte dürfen keine unverhältnismäßig höhen Vergütungen gewährt werden. 

 

§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 

 

(1) 

Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden, die das 12. Lebensjahr vollendet hat.  

 

(2) 

Minderjährige müssen die schriftliche Zustimmung des / der gesetzlichen Vertreter / Vertreterin vor-

legen. 

 

(3) 

Juristische Personen und rechtsfähige Vereinigungen können ebenfalls Mitglied des Vereins werden.  

 

(4) 

Zum Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Antrag erforderlich, der mindestens folgende An-

gaben zu enthalten hat: Name, Vorname, Geburtsdatum, Anschrift, bei Minderjährigen zusätzlich die 

schriftliche Einwilligung des / der gesetzlichen Vertreters / Vertreterin mit der Angabe, ob es sich 

dabei um den Kindesvater oder um die Kindesmutter handelt. 

 

(5) 

Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit. Die Entscheidung ist 

dem Antragsteller bekannt zu geben.  

 

(6) 

Ein ablehnender Bescheid ist schriftlich unter Angabe von Gründen dem Antragsteller mitzuteilen. 

Gegen den ablehnenden Bescheid kann der Antragsteller innerhalb eines Monats nach Zugang Be-

schwerde beim Vorstand einlegen. Die Beschwerde hat schriftlich unter Angabe von Gründen zu 

erfolgen. Über die Beschwerde entscheidet die nächste ordentliche Mitgliederversammlung. 

 

§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

 

(1) 

Die Mitgliedschaft endet 

 

a) mit dem Tod,  

b) durch freiwilligen Austritt, 

c) durch Streichung aus der Mitgliederliste, 

d) durch Ausschluss aus dem Verein. 

 

(2) 

Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des Vorstandes. 

Er ist zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zu-

lässig.  

 

(3) 

Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn 

es trotz zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrages im Rückstand ist. Die Streichung darf 

erst beschlossen werden, nachdem seit Absendung des 2. Mahnschreibens 3 Monate verstrichen 

und die Beitragsschulden nicht beglichen sind. Die Streichung ist dem Mitglied mitzuteilen.  
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(4) 

Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat, durch Beschluss 

des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied 

unter Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor dem Vorstand 

oder schriftlich zu rechtfertigen; das Mitglied darf sich dabei eines Beistandes bedienen, der nicht 

Vereinsmitglied zu sein braucht. Eine schriftliche Stellungnahme des betroffenen ist in der Vor-

standssitzung zu verlesen. Der Beschluss über den Ausschluss ist mit Gründen zu versehen und 

dem Mitglied mittels eingeschriebenen Briefes bekannt zu machen. Gegen den Ausschließungsbe-

schluss des Vorstandes steht dem Mitglied das Recht der Berufung an die Mitgliederversammlung 

zu. Die Berufung hat aufschiebende Wirkung. Die Berufung muss innerhalb einer Frist von 1 Monat 

ab Zugang des Ausschließungsbeschlusses beim Vorstand schriftlich eingelegt werden. Ist die Beru-

fung rechtzeitig eingelegt, so hat der Vorstand innerhalb von 2 Monaten die Mitgliederversammlung 

zur Entscheidung über die Berufung einzuberufen. Geschieht das nicht, gilt der Ausschließungsbe-

schluss als nicht erlassen. Macht das Mitglied von dem Recht der Berufung gegen den Ausschlie-

ßungsbeschluss keinen Gebrauch oder versäumt es die Berufungsfrist, so unterwirft es sich damit, 

dem Ausschließungsbeschluss mit der Folge, dass die Mitgliedschaft als beendet gilt. 

 

§ 6 Beiträge 

 

(1) 

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrages und dessen Fälligkeit 

werden von der Mitgliederversammlung bestimmt. Durch Beschluss der Mitgliederversammlung kann 

auch eine Aufnahmegebühr eingeführt und / oder bestimmt werden, dass Mitglieder, die den Verein 

nicht ermächtigen, den Betrag durch Abbuchung von ihrem Konto einzuziehen, einen Beitragszu-

schlag zu zahlen haben.  

 

(2) 

Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit.  

 

§ 7 Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind: 

 

a) der Vorstand, 

b) die Mitgliederversammlung. 

 

§ 8 Der Vorstand 

 

(1) 

Der Vorstand des Vereins besteht aus mindestens 5 Personen, nämlich dem Vorsitzenden, dem 

Stellvertreter, dem Schatzmeister, dem Schriftführer und einem Beisitzer.  

 

(2) 

Mitglied des Vorstandes kann nur werden, wer mindestens 2 Jahre Mitglied des Vereins ist. Perso-

nen, die mit dem Verein in einem Arbeitsrechtsverhältnis oder einem gleichgelagerten Dienstverhält-

nis stehen, sind von einer Mitgliedschaft im Vorstand ausgeschlossen. 

 

(3) 

Die Vereinigung von mehreren Vorstandsämtern in einer Person ist unzulässig. 

 

(4) 

Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich von 3 Vorstandsmitgliedern gemeinsam vertreten. 
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§ 9 Zuständigkeit des Vorstandes 

 

(1) 

Der Vorstand ist für die Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung 

der Mitgliederversammlung zugewiesen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

 

1. Vorbereitung der Mitgliederversammlung und Aufstellung der Tagesordnungen; 

2. Einberufung der Mitgliederversammlung; 

3. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 

4. Aufstellung eines Haushaltsplanes für jedes Geschäftsjahr, Buchführung; 

5. Erstellung eines Jahresberichtes; 

6. Abschluss und Kündigung von Dienst- und Arbeitsverträgen; 

7. Beschlussfassung über Aufnahme, Streichung und Ausschluss von Mitgliedern. 

 

§ 10 Amtsdauer des Vorstandes 

 

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 4 Jahren, gerechnet vom Tag 

der Wahl, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl im Amt. Scheidet ein Vorstandsmitglied während 

der Amtsperiode aus, so wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des Aus-

geschiedenen. Die Wiederwahl eines Vorstandsmitgliedes für weitere Amtsperioden ist zulässig.  

 

§ 11 Beschlussfassung des Vorstandes 

 

(1) 

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die vom Vorsitzenden, 

bei dessen Verhinderung vom stellvertretenden Vorsitzenden, in Textform einberufen werden. In 

jedem Fall ist eine Einberufungsfrist von 1 Woche einzuhalten. Eine Mitteilung der Tagesordnung 

bedarf es nicht. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 3 Vorstandsmitglieder anwesend 

sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei 

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. Die Vorstandssitzung 

leitet der Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der Stellvertreter. Ist keiner dieser Personen anwe-

send, bestimmen die anwesenden Vorstandsmitglieder den Sitzungsleiter mit einfacher Mehrheit. Die 

Beschlüsse des Vorstandes sind schriftlich niederzulegen und vom Sitzungsleiter zu unterschreiben. 

Die Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten 

Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten. 

 

(2) 

Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder 

ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Regelung erklären. 

 

§ 12 Die Mitgliederversammlung 

 

(1) 

In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied – auch ein Ehrenmitglied – eine Stimme. Zur Aus-

übung des Stimmrechtes kann ein anderes Mitglied schriftliche bevollmächtigt werden. Eine Bevoll-

mächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein Mitglied darf nicht mehr als 

3 fremde Stimmen vertreten.  

 

(2) 

Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich für folgende Angelegenheiten zuständig: 

 

1. Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplanes für das nächste Geschäfts-

jahr; Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes; Entlastung des Vorstandes; 

2. Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages; 
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3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes; 

4. Beschlussfasssung über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins; 

5. Beschlussfassung über die Beschwerde gegen die Ablehnung des Aufnahmeantrages sowie 

über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstandes; 

6. Ernennung von Ehrenmitgliedern. 

 

(3) 

In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstandes fallen, kann die Mitgliederver-

sammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Die Mitgliederversammlung ist hingegen 

nicht berechtigt, in anderen als in dieser Satzung geregelten Fällen die Beschlüsse des Vorstandes 

abzuändern oder aufzuheben. 

 

§ 13 Einberufung der ordentlichen Mitgliederversammlung 

 

(1) 

Einmal im Jahr findet die ordentliche Mitgliederversammlung statt. Sie wird vom Vorstand unter Ein-

haltung einer Frist von 2 Wochen in Textform unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Eine Ein-

ladung gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn sie an die letzte vom Mitglied dem Verein in Textform 

bekanntgegebene Adresse gerichtet ist.  

 

(2) 

Anstelle der schriftlichen Einladung ist es zulässig, die Einladung in der freien Presse zu veröffentli-

chen. Die Veröffentlichung muss ebenfalls 2 Wochen vor dem Termin der Mitgliederversammlung 

erfolgen. 

 

(3) 

Mit der Einberufung ist die Tagesordnung bekannt zu geben. Jedes Mitglied kann bis spätestens 1 

Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung beim Vorstand in Textform beantragen, dass weite-

re Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der Versammlungsleiter hat 

zu Beginn der Mitgliederversammlung die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. In der Mitglie-

derversammlung selbst können keine Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung mehr gestellt wer-

den. 

 

§ 14 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 

(1) 

Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom Stellvertreter oder 

einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Ver-

sammlung den Leiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlganges und 

der vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden.  

 

(2) 

Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter bestimmt. Zum Protokollführer kann auch ein 

Nichtmitglied bestimmt werden.  

 

 

(3) 

Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss schriftlich durch-

geführt werden, wenn ein Drittel der anwesenden Mitglieder dies beantragen.  

 

(4) 

Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste zulassen. Über 

die Zulassung der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens sowie eines Internetauftrittes be-

schließt die Mitgliederversammlung.  
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(5) 

Die Mitgliederversammlung ist unabhängig von der Anzahl der erschienen Mitglieder beschlussfähig. 

 

(6) 

Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen 

Stimmen; Stimmenenthaltungen bleiben außer Betracht. Zur Änderung der Satzung und zur Auflö-

sung des Vereins ist eine Mehrheit von drei Vierteln abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

Eine Änderung des Zweckes des Vereins kann nur mit Zustimmung aller Mitglieder beschlossen 

werden. Die schriftliche Zustimmung der in der Mitgliederversammlung nicht erschienen Mitglieder 

kann nur innerhalb eines Monats gegenüber dem Vorstand erklärt werden. 

 

(7) 

Für Wahlen gilt Folgendes: 

 

Hat im 1. Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, findet 

eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, welche die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht 

haben. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.  

 

(8) 

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, dass vom Versamm-

lungsleiter und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: 

Ort und Zeit der Versammlung, die Person des Versammlungsleiters und des Protokollführers, die 

Zahl der erschienen Mitglieder, die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die 

Art der Abstimmung. Bei Satzungsänderungen soll der Wortlaut der geänderten Bestimmung in das 

Protokoll aufgenommen werden. 

 

(9) 

In der Mitgliederversammlung besteht Rauchverbot, wenn die Mitgliederversammlung nicht mit einer 

Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen etwas anderes beschließt. 

 

§ 15 außerordentliche Mitgliederversammlungen 

 

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Diese muss 

einberufen werden, wenn es das Interesse des Vereins erfordert oder wenn die Einberufung von 

einem Zehntel aller Mitglieder in Textform unter Angabe des Zweckes und der Gründe vom Vorstand 

verlangt wird. Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die §§ 12 bis 14 entsprechend.  

 

§ 16 Kassenprüfung 

 

(1) 

Die Kassenprüfung und die Vermögensverhältnisse des Vereins sind nach Ablauf eines jeden Ge-

schäftsjahres von 2 von der Mitgliederversammlung zu wählenden Rechnungsprüfern zu prüfen. Die 

Prüfung hat so rechtzeitig zu erfolgen, dass in der nächsten Mitgliederversammlung ein mündlicher 

Bericht über die Vermögensverhältnisse des Vereins erstattet werden kann.  

 

(2) 

Die Rechnungsprüfer können jederzeit Einsicht in die Vermögensverhältnisse des Vereins nehmen 

und dürfen nicht dem Vorstand angehören. Der Bericht des Rechnungsprüfers ist schriftlich nieder-

zulegen. 
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§ 17 Tierheimverwaltung 

 

Die Verwaltung des Tierheims obliegt dem Vorstand. Dieser kann hierzu einen Verwaltungsaus-

schuss einsetzen, dem 3 Mitglieder angehören sollen. Der Verwaltungsausschuss ist dem Vorstand 

für die ordnungsgemäße Verwaltung des Tierheimes verantwortlich und rechenschaftspflichtig. Seine 

Amtszeit endet mit der Amtszeit des ihn berufenden Vorstandes.  

 

§ 18 Haftung des Vereins seinen Mitgliedern gegenüber 

 

Für Schäden, gleich welcher Art, die einem Vereinsmitglied aus der Teilnahme an Veranstaltungen 

oder durch die Benutzung von Einrichtungen des Vereins entstanden sind, haftet der Verein nur, 

wenn einem Organmitglied oder einer sonstigen Person, für die der Verein nach Vorschriften des 

Zivilrechts einzustehen hat, Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

 

§ 19 Auflösung des Vereins 

 

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung beschlossen werden. Sofern die 

Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorstandsvorsitzende und sein Stellver-

treter gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren; dies gilt entsprechend für den Fall, dass der 

Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt das Vermögen des Ver-

eins an den Landestierschutzverband Sachsen e.V. mit der Bestimmung, es nur für Zwecke des 

Tierschutzes zu verwenden.  

 

§ 20 Inkrafttreten 

 

(1) 

Die Satzung wurde auf der Mitgliederversammlung vom 22.01.2011 geändert und beschlossen. 

 

(2) 

Die Satzungsänderung wird mit Eintragung in das Vereinsregister rechtswirksam. 

 


